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Über die Regierung 

Gegenstände der Regierungsforschung und neue Konturen 
des Regierens

Timo Grunden und Karl-Rudolf Korte

1 Blickwinkel und Brennpunkte der Regierungsforschung 

Was ist der Gegenstand der Regierungsforschung ? Die Antwort liegt auf der Hand, könn-
te man meinen: Ihr Gegenstand ist natürlich die Regierung bzw. das Regieren. Doch so 
einfach das klingt, so wenig ist damit über den Gegenstand tatsächlich gesagt. Zum einen 
ist der Begriff  des Regierens das, was die Rechtswissenschaft  „unbestimmt“ nennt: Er 
erweckt zwar ähnliche Assoziationen, entzieht sich aber einer umfassenden und unan-
fechtbaren Defi nition (Korte 2001); er ist auslegungsfähig und interpretationsbedürft ig. 
Mehr noch: „Unbestimmt“ zu sein ist das Schicksal fast aller grundlegenden Begriff e der 
Politikwissenschaft  . Sei es die „Politik“ selbst (von Alemann 1994), die „Demokratie“ 
(Schmidt 2008), der „Staat“ (Stammen 1995) oder eben das „Regieren“ – all diese Begriff e 
sind nicht nur auslegungsfähig, sie beziehen sich auch aufeinander und die ihnen zuge-
schriebenen Bedeutungen weisen mehr oder minder große Schnittmengen auf. Zum an-
deren erschließt sich ein wissenschaft licher Gegenstand immer erst dann, wenn wir auch 
wissen, „welche Art von Fragen sich die betreff ende Disziplin vorlegt“ (Hoerster 2011: 9), 
welche Phänomene sie für erklärungsbedürft ig hält und welche Gegenstandsmerkmale 
in ihren Fokus geraten.

Als John Locke (1632-1704), bei dem wir uns aus Anlass seines 380. Geburtstags den 
Titel für unsere Einleitung entliehen haben, seine Abhandlungen über die Regierung 
veröff entlicht, ist sein Gegenstand vor allem einer der Staatsphilosophie: Unter welchen 
Prämissen ist eine staatliche Ordnung zu rechtfertigen? Locke gilt neben Montesquieu 
als einer der ideengeschichtlichen Urväter der Gewaltenteilungslehre. Aber die konkrete 
Form der staatlichen Ordnung, sei sie eine konstitutionelle Monarchie, Oligarchie oder 
Demokratie, hat bei Locke noch eine nachgeordnete Bedeutung. Sie ist legitim, solan-
ge sie aus dem Willen des Volkes hervorgeht und die durch das Naturrecht verbürgten 
Rechte des Individuums schützt (Th omas 1995). Festzuhalten ist, dass bei Locke wie bei 
den meisten „Vorläufern der modernen Demokratietheorie “ (Schmidt 2008: 25) die Re-
gierung normative  Ordnungsfragen aufwirft . Regierung, Staat und Herrschaft   gelten als 
Synonyme und sollten in der Staatsrechtslehre noch bis ins 20. Jahrhundert hinein als 
solche verwendet werden. Das wohl eindrucksvollste Beispiel für die Möglichkeit, im 
Begriff  der Regierung die normative Idee der Staatsordnung mit ihren Funktionen und 
der praktischen Ausübung der Regierungsgewalt zu verschmelzen, ist Abraham Lincolns 
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Rede von Gettysburg, in der er im November 1863 zur Verteidigung der „Regierung des 
Volkes, durch das Volk und für das Volk“ aufruft .

1.1 Entwicklungslinien der Regierungsforschung  

Mit der Konsolidierung des modernen Verfassungsstaates in Westeuropa  und der Aus-
bildung der Politikwissenschaft   als eigenständige Disziplin verändern sich in der zweiten 
Hälft e des 20. Jahrhunderts auch die Interessen und Blickwinkel der Forschung. Empi-
rische Ordnungsfragen gewinnen immer mehr an Bedeutung und verweisen normative  
Ordnungsfragen nach und nach in den Hintergrund (Korte 2009: 63ff .). In welche Form 
das Demokratieprinzip gegossen werden sollte, ist nicht mehr nur ein Problem der Staats-
philosophie, sondern auch eines der Erfahrung, das heißt der empirischen Staats- und 
Politikwissenschaft en. Die Vergleichende Regierungslehre  untersucht, wie die Demokra-
tie in den (westlichen) Verfassungsstaaten tatsächlich institutionalisiert worden ist (z. B. 
Loewenstein 1969; Steff ani 1979), welche unterschiedlichen Ordnungsideen sich in den 
jeweiligen Verfassungen widerspiegeln und aufgrund welcher politisch-historischen oder 
politisch-kulturellen Entwicklungslinien sie sich haben durchsetzen können. „In diesem 
Kontext interessierte auch das Verhältnis von Verfassung und Verfassungswirklichkeit , 
das zu untersuchen eingebunden blieb in der zentralen Frage nach der Stabilität und den 
(institutionellen) Stabilitätsbedingungen demokratischer politischer Orientierungen“ 
(Nohlen 1994: 518). Zudem erfährt der Begriff  der „Regierung“ eine Ausdiff erenzierung: 
Der wesentliche Gegenstand der Vergleichenden Regierungslehre ist zunächst noch das 
Regierungssystem , die polity , in dessen Mittelpunkt die jeweiligen Funktionen und Inter-
aktionen der Verfassungsorgane  sowie das machtpolitische Verhältnis der drei Gewalten 
stehen. Der Begriff  der „Regierung“ ist aber schon nicht mehr ein Synonym für den Staat, 
sondern bezeichnet nunmehr die exekutive  Gewalt bzw. das entsprechende Verfassungs-
organ innerhalb des Regierungssystems.

Im Verlauf der 1960er Jahren dehnt die Regierungslehre  ihre Forschungsinteressen 
auf politische Entscheidungsprozesse jenseits des Regierungssystems  aus, untersucht ge-
sellschaft liche Konfl ikte  und ihre Regulierung  durch politische Institutionen  und Or-
ganisationen  (Korte 2009: 73ff .). Um aber Regieren als komplexen Interaktionsprozess 
zwischen Staat und Gesellschaft   hinreichend abbilden zu können, bedarf es einer größe-
ren Hintergrundfolie als der des Regierungssystems. Sie fi ndet sich im Konstrukt des Po-
litischen Systems als Summe „der (kollektiven und korporativen ) Akteure, die in und mit 
dem (formalen ) institutionellen Entscheidungszentrum einer Gesellschaft  interagieren“ 
(Abromeit/Stoiber 2006: 23): Politische Parteien , Medien , Verbände  aber auch die Bürger 
selbst, ihr Wahlverhalten und die sie auszeichnenden politisch-kulturellen Einstellungen. 
Comparative Government  meint von nun an auch immer Comparative Politics : „politics 
within the state or in relation to the state“ (Blondel 1999: 152, Fn 1). An die Seite der polity  
als (relativ) stabiles Strukturelement tritt das dynamische Prozesselement. 
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Zum einen führt dieser breitere Blickwinkel zu erweiterten Typologien und Ansät-
zen der Vergleichenden Systemlehre, als deren prominenteste Beispiele Arend Lijpharts 
(1984, 1999) Unterscheidung von Wettbewerbs - und Konsensdemokratien  sowie George 
Tsebeliś  (2002) Vetospieler -Ansatz gelten können. Zum anderen ist die Regierung nicht 
mehr nur exekutive  Gewalt oder Verfassungsorgan , sondern auch politischer Akteur. Sie 
agiert als Konkurrent im Parteienwettbewerb , ist Objekt und Subjekt politischer Kom-
munikation  und positioniert sich als Gegner oder Partner Organisierter Interessen . Mehr 
noch: Zu Regieren verlangt von der Regierung als Exekutive die Initiierung von Steue-
rungsprozessen zur Bearbeitung gesellschaft licher Probleme. Für die Regierung als poli-
tischer Akteur ist es gleichzeitig ein Selbstorganisationsprozess (Rüb 2009). Regieren ist 
„Tagesintegrationswerk“ (Korte/Fröhlich 2009: 217). Der relativ lose Verbund von Kabi-
nett , Fraktionen  und Parteien  muss fortlaufend zu einer gemeinsam handelnden „Regie-
rungsformation“ arrangiert (Grunden 2011), die Bürokratie  auf die Ziele der politischen 
Führung  verpfl ichtet werden (König 2002). 

Regieren als Steuerung  und Selbstorganisation unter den Bedingungen von Partei-
enwettbewerb  und Mediendemokratie  wird mit unterschiedlichen Akzentuierungen 
zum Gegenstand einer Reihe von Teilbereichen der Regierungsforschung : in der Koa-
litions- und Parlamentarismusforschung als Konfl iktregulierungsmuster zwischen und 
innerhalb von Parteien  (Kropp 2001; Schöne 2010), in der politischen Führungsforschung 
als Kennzeichen und Herausforderung für „Public“ und „Executive Leadership “ (Elcock 
2001; Helms 2000; Grasselt/Korte 2007) oder in der politischen Strategieanalyse als Be-
dingung kollektiver Planungs- und Handlungsfähigkeit (Raschke/Tils 2007; Glaab 2007; 
Korte/Fröhlich 2009: 175ff .; Glaab/Korte 2012a).

Regieren bedeutet in diesem Kontext auch immer zu verwalten und zu kommuni-
zieren. An der Schnittstelle zwischen Regierungslehre  und Verwaltungswissenschaft  ist 
Regieren ein administratives „Managementproblem“ (König 2008): Das Forschungsinte-
resse gilt sowohl den Bedingungen eff ektiver Organisationsstrukturen (vgl. auch Kaiser 
2007) als auch dem spannungsgeladenen Verhältnis zwischen der politischen Führung  
und der Ministerialbürokratie , ihren wechselseitigen Abhängigkeiten und gegenseitigen 
Versuchen der Einfl ussnahme (Schnapp 2001; Derlien 1996). Die zweite angesprochene 
Schnittstelle verbindet die Regierungslehre mit den Kommunikationswissenschaft en 
(Schulz 2008): Die Mediendemokratie  ist die Kampfarena um öff entliche Agenden, Mei-
nungsführerschaft en und Deutungshoheiten. Hier entscheiden sich nicht nur die Wieder-
wahlchancen regierender Parteien , sondern auch schon die Durchsetzungschancen der 
anvisierten, materiellen Regierungspolitik. Die Regierungsforschung  widmet sich dieser 
Verschränkung von Darstellungs- und Entscheidungspolitik   (Korte/Hirscher 2000; Sar-
cinelli 2011). Sie konstatiert die Anpassung politischer Institutionen  und Akteure an die 
Funktionslogiken der Mediendemokratie, untersucht die Voraussetzungen erfolgreicher 
Wortpolitik und Imagebildung und fragt nach den Auswirkungen der Mediatisierung 
für (konstitutionelle) Entscheidungsprozesse (vgl. als Überblick Marcinkowski/Pfetsch 
2009; Kamps 2007).
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Bedeutende Impulse erhält die Regierungsforschung  auch aus der Policy -Analyse, die 
sich zunächst in den USA , seit den 1970er Jahren auch in Deutschland, einer politischen 
Problemlösungsorientierung verschreibt (Blum/Schubert 2011: 22ff .). Man kann darüber 
streiten, ob die Policy-Analyse dort, wo sie die realen Eff ekte (den „Outcome “) staatlichen 
und nicht-staatlichen Handelns evaluiert, noch zum Kernbereich der Regierungslehre  
zählt (Helms 2004: 14). Aber ohne Zweifel hat sie dort, wo sie die Entstehungsbedingungen 
staatlicher Politiken eruiert, den Blick sowohl für die Wirkungsweise von Institutionen  als 
auch für die Dynamik politikfeldabhängiger Akteurkonstellationen geschärft . So zeigen 
beispielsweise vergleichende Studien zur Wirtschaft s- und Sozialpolitik , unter welchen 
(institutionellen) Bedingungen Regierungsparteien ihre normativen  Politikziele verwirk-
lichen können (Zohlnhöfer 2003), wann und in welcher Weise sich Regierungen über-
haupt bestimmten gesellschaft lichen Problemen widmen (vgl. als Überblick Schneider/
Janning 2006). Generell erhält die Regierungsforschung durch die Policy-Analyse eine 
weitere Perspektive auf das Verhältnis von Staat und Gesellschaft  : Regieren meint sowohl 
„Government “ als auch „Governance “ (Florack/Grunden/Korte 2011; Benz/Dose 2011). 
Der stetig wachsende Steuerungs- und Regulierungsbedarf, der an den modernen Staat 
herangetragen wird, macht ihn zu einem verhandelnden, in nicht-hierarchische  Netz-
werke  eingebundenen Akteur. Regieren als Herstellung gesellschaft licher Entscheidun-
gen reicht in der Governance-Perspektive „von der institutionalisierten gesellschaft lichen 
Selbstregelung über verschiedene Formen des Zusammenwirkens staatlicher und privater 
Akteure bis hin zu hoheitlichem Handeln staatlicher Akteure“ (Mayntz 2004: 66).

1.2 Zur Konzeptionalisierung der Regierungsforschung 

Der vorangegangene, skizzenartige Überblick über die Entwicklungslinien der Regie-
rungsforschung  sollte zeigen, dass sie zu einem stark ausdiff erenzierten Forschungsfeld 
geworden ist. Die Fragen der Regierungsforschung können normativer oder empiri-
scher Natur sein. Sie kann ihren Gegenstand als institutionelle Ordnung (polity) oder 
als politischen Prozess (politics) begreifen, aber auch Auswirkungen der Staatstätigkeit  
auf die Gesellschaft   untersuchen (policy). Abhängig von Erkenntnisinteresse und Un-
tersuchungsebene ist es möglich, die „Regierung“ als staatliche Gewalt (Exekutive ), als 
Verfassungsorgan  (Kabinett  und Ministerialbürokratie ) oder als politischen Akteur (z. 
B. als Parteienregierung ) zu konzipieren. Nicht zuletzt ist Regieren auch eine praktische 
Tätigkeit individueller Akteure, deren Interessen, Fähigkeiten und Handlungswissen er-
hebliches Erklärungspotenzial zukommen kann (Grunden 2009; Korte 1998, 2000). Mit 
Th omas Ellwein bleibt festzuhalten, 

„daß ‚Regierung’ ggf. aus guten Gründen nie defi niert und theoretisch nie zureichend er-
fasst war. Man hat sie in den Staatswissenschaft en vielmehr meist als selbstverständlich 
betrachtet, sie wegen der Defi nitionsprobleme ausgeklammert oder schlechthin mit dem 
Staat identifi ziert, um dann dessen Aufgaben, Funktionen, Begrenzungen, Kontrolle  usw. 



15Über die Regierung 

in Zusammenhang mit der Regierung zu refl ektieren oder um einschlägige Überlegungen 
auf die Regierung zurück zu beziehen“ (Ellwein 1983: 1134). 

Kurzum: Den einen Gegenstand der Regierungsforschung  gibt es genauso wenig wie die 
eine Th eorie der Regierung (oder des Regierens), deren Abwesenheit Ellwein konstatiert, 
„aus guten Gründen“ aber nicht beklagt. Regieren als Ordnung und Prozess ist ein Ge-
genstandsbereich, dessen Vielfalt an Untersuchungsobjekten und Forschungsinteressen 
das Handbuch Regierungsforschung eine systematisierte Darstellung zu verleihen sucht. 
Nicht zuletzt ist es sein Anspruch, einen Überblick über den Forschungsstand zu jenen 
Teilaspekten des Regierens zu geben, die seit jeher oder erst seit jüngerer Zeit den Großteil 
wissenschaft licher Aufmerksamkeit auf sich ziehen. Sein Anspruch ist es ausdrücklich 
nicht, die Forschungsfragen und wissenschaft lichen Erkenntnisse über Politik in all ihren 
Facetten zu beleuchten. Und selbst für seinen Gegenstandsbereich wird es einen Rahmen 
setzen müssen, indem es die Übergänge zu anderen Gegenständen der Politikwissen-
schaft   markiert, Schwerpunkte defi niert und Zuspitzungen vornimmt. Es wird darüber 
hinaus allgemeine Leitfragen formulieren, mit deren Hilfe die Brennpunkte modernen 
Regierens samt ihrer politikwissenschaft lichen Aufarbeitung umrissen werden sollen. 

Politik, so defi niert Ulrich von Alemann (1994: 301), 

„ist öff entlicher Konfl ikt  von Interessen unter den Bedingungen von Macht  und Konsensbe-
darf; Politikwissenschaft   beschäft igt sich mit der so verstandenen Politik wissenschaft lich 
in den Dimensionen der politischen Form (polity ), der politischen Inhalte (policy ) und der 
politischen Prozesse (politics )“. 

Regieren, so unsere daran anschließende Zuspitzung, ist ein konstitutionell geordneter 
Prozess, der öff entliche Interessenskonfl ikte in (reversible) Entscheidungen überführt und 
diesen mit Hilfe des staatlichen Gewaltmonopols gesellschaft liche Verbindlichkeit verleiht. 
Die Regierungsforschung  untersucht diesen Prozess in den drei Dimensionen der Politik. 

Die erste Schwerpunktsetzung ist damit disziplinärer Art: Wir nehmen zunächst die 
„klassische“ Perspektive der (Vergleichenden) Regierungslehre  ein, indem wir den Blick 
auf das Regierungssystem  lenken, das heißt auf die Institutionengebilde und die darin 
handelnden Akteure, die von der Verfassung mit der Herstellung gesellschaft lich ver-
bindlicher Entscheidungen beauft ragt sind: Kabinette  und Ministerialbürokratie  (die 
Regierung in ihrer konstitutionellen Defi nition), Parlamente  und Verfassungsgerichte 
sowie die institutionelle Verortung föderaler Gliedstaaten und ihrer Vertretungen. Das 
besondere Interesse gilt dabei den demokratischen Institutionen  des Regierungssystems, 
das heißt jenen Organen, denen die Verfassung eine hervorgehobene Rolle im Entschei-
dungsprozess überträgt: Exekutive  und Legislative . 

Diese regieren erstens, indem sie die Herbeiführung und Umsetzung verbindlicher Ent-
scheidungen aktiv führen , steuern und koordinieren sollen (Derlien 1990). Sie regieren in 
diesem Sinne aber zweitens im Rahmen konstitutioneller Regeln und das heißt im demo-
kratischen Verfassungsstaat zuallererst, dass ihr Handeln an demokratische Meinungs- 
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und Willensbildungsprozesse gebunden bleibt. Die den kollektiven und individuellen 
Akteuren in Exekutive  und Legislative  zur Verfügung stehenden Entscheidungs- bzw. 
Regierungsmodi (Hierarchie , Mehrheit und Verhandlung, letztere sowohl als Option als 
auch als Zwang) werden ihnen letztendlich durch Wahlen und Abstimmungen übertragen 
oder entzogen. Exekutive und Legislative regieren unter den Bedingungen von Konfl ikt , 
Macht  und Konsensbedarf dergestalt, dass ihre Entscheidungen einem demokratischen 
Wettbewerb  ausgesetzt sind. Objektive Sachfragen sind immer auch subjektive Machtfra-
gen und umgekehrt. Das unterscheidet sie beispielsweise von Verfassungsgerichten (Möl-
lers 2008: 136ff .) oder Notenbanken (Forder 1999). Diese treff en verbindliche politische 
Entscheidungen von erheblicher Tragweite – nie ist das deutlicher geworden als in der eu-
ropäischen Finanzkrise  der Jahre 2012/2013 – und in diesem Sinne regieren sie auch. Aber 
sie sind nur mittelbar, über ihre Berufung, mit dem demokratischen Prozess verbunden. 
Ihre Unabhängigkeit manifestiert sich ja gerade darin, dass ihre Entscheidungen weder 
mit der demokratischen Willens- und Mehrheitsbildung rückgekoppelt werden (dürfen) 
noch in einem demokratischen Wettbewerb zur Disposition gestellt werden können. 

Regieren unter den Bedingungen eines demokratischem Wettbewerbs - und Recht-
fertigungsdrucks obliegt allein den Organen der „politischen Führung “: Regierung und 
Parlament  (Ellwein 1983: 1134). Genauer: den dort handelnden Akteuren, denen über 
Wahlen die „Regierungsverantwortung“ übertragen worden ist, also den Staats- bzw. 
Regierungschefs , den Kabinetten  sowie den Mehrheitsfraktionen   im Parlament. Ihre ge-
meinsame politische Führungsfunktion kann aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass 
es die Regierung ist, von der – vor allen anderen Organen und Akteuren – demokratische 
Führung erwartet wird: die Benennung und Auswahl gesellschaft licher Probleme sowie 
die Formulierung und Durchsetzung von Konzepten zur ihrer Bearbeitung und Lösung. 

Mit der Regierung haben wir den inneren Kern fokussiert, um den die Beiträge die-
ses Handbuchs kreisen werden. In Anlehnung an die klassische Formulierung von Th o-
mas Dye (1978) wollen wir grundsätzlich wissen, was Regierungen tun und warum sie 
es tun. Dye hatte ursprünglich ein Programm für die Policy -Analyse umreißen wollen, 
aber die Fragen nach dem Was und dem Warum implizieren auch immer die Frage nach 
dem Wie, also nach den Dimensionen der Form und des Prozesses. Tatsächlich werden 
polity  und politics  zumeist im Vordergrund stehen. Die policy wird illustrieren, wie das 
Regierungshandeln öff entliche Konfl ikte  in verbindliche Entscheidungen überführt, wie 
unterschiedliche institutionelle Regeln den Entscheidungsprozess prägen und welche Be-
deutung den Interessen, Kalkülen und Fähigkeiten der regierenden Akteure beigemessen 
werden muss. Dazu ist es allerdings notwendig, den Blickwinkel wieder zu erweitern: 
von der Regierung und dem Regierungssystem  auf das politische System  insgesamt. Die 
Antworten auf die Frage Wie wird regiert? sind abhängig von

• den konstitutionellen Regeln eines Regierungssystems , 
• der Struktur des Parteiensystems  und den Charakteristika des Parteienwettbewerbs ,
• der Mobilisierungs- und Vetomacht  Organisierter Interessen ,
• der Struktur des Mediensystems und den Kausalmechanismen der Mediendemokratie, 
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• den politisch-kulturellen Einstellungen, Erwartungen und Partizipationsbedürfnis-
sen des Elektorats.

Unsere zweite Schwerpunktsetzung ist historisch-systemischer Art: Im Mittelpunkt der 
Beiträge dieses Handbuches steht das demokratische Regieren in den Verfassungsstaaten 
und politischen Systemen  des sogenannten westlichen Typs. Das Regieren in der Bun-
desrepublik Deutschland wird dabei eine hervorgehobene Rolle einnehmen. Der Grund 
dafür fi ndet sich in unserem Interesse für die Verfassungsrealität  des „Demokratischen 
Interventions- und Rechtsstaats “ (Leibfried/Zürn 2006), der sich einst selbst in einer 
Vorbildrolle für die übrige Welt wähnte, nun aber im Inneren mit wachsenden Steue-
rungs- und Legitimationsproblemen zu kämpfen hat. Durch seine Institutionen  spukt 
das Gespenst der „Postdemokratie “ (Crouch 2008a). Ihre äußere Hülle sei noch intakt, so 
Colin Crouch (2008b), aber aus ihrem Inneren sei die „politische Energie“ entwichen. In 
der Welt der „Postdemokratie“ gleichen alle demokratischen Institutionen und Organi-
sationen  – Regierungen, Parlamente  oder Parteien  – einem sich im Leerlauf befi ndlichen 
Motor, der, sich nur noch um sich selbst drehend, keine Lenkungskraft  auf gesellschaft li-
che, insbesondere ökonomische Entwicklungen mehr auszuüben vermag.

Wenngleich es nicht das Ziel eines Handbuchs Regierungsforschung  sein kann, die pro-
vokante Th ese der „Postdemokratie “ zu überprüfen, so berührt sie doch – genauso wie die 
zuweilen verzweifelt anmutenden Forderungen nach der „Wiederherstellung des Primats 
der Politik“ – ein Grundproblem der Regierungsforschung: das der Demokratie eigene 
Spannungsverhältnis zwischen Eff ektivität  und Legitimation  (Scharpf 1993). Eff ektivität 
bezeichnet die Fähigkeit staatlicher Institutionen  und Akteure, erfolgreiche Strategien  
zur Lösung gesellschaft licher Probleme zu formulieren und durchzusetzen. Legitimation 
erhält das Regierungshandeln, wenn sich der Wille des wählenden Souveräns in der Ge-
setzgebung  und der Staatstätigkeit  widerspiegelt. Jede größere Reform zeigt, wie schnell 
sich die beiden Ansprüche in einen Zielkonfl ikt verwandeln können. Für Regierungen 
und ihre Spitzenakteure übersetzt sich das normative  Spannungsverhältnis zwischen Ef-
fektivität und Legitimation in das instrumentelle Spannungsverhältnis zwischen norma-
tiven Zielen, objektiven Machtressourcen  und eigenen Machtinteressen. Die Beiträge des 
Handbuchs loten im Hinblick auf ihre jeweiligen Gegenstände die Spannungsbögen zwi-
schen Problemlösung , Legitimation und Macht  mit jeweils unterschiedlicher Gewich-
tung und Zuspitzung aus. 

Doch mehr noch: Modernes Regieren muss Herausforderungen bewältigen, die als 
„Transformationen des Staates“ (Leibfried/Zürn 2006) in der „postnationalen Konstel-
lation“ (Habermas 1998) ihre wissenschaft lichen Topoi erhalten und im Paradigmen-
wechsel von der „Government- “ zur „Governance-Perspektive “ (Benz/Dose 2011) ihren 
Niederschlag in der Forschung gefunden haben. Nationalstaatliche Regierungen werden 
von entgrenzten Märkten und ihren Krisen herausgefordert, während einstige Gesetzge-
bungskompetenzen zunehmend europäisiert oder internationalen Verhandlungsregimen 
überantwortet werden. Gleichzeitig verändern sich die Rahmenbedingungen des politi-
schen Wettbewerbs : Die gesellschaft liche Verankerung der ehemals großen „intermediä-
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ren“ Organisationen , insbesondere der politischen Parteien , erodiert. Im Gegenzug sind 
politische Entscheidungsprozesse immer stärker mediatisiert. Wenn selbst die Richter  
des Bundesverfassungsgerichts  mittlerweile glauben, mögliche Medien reaktionen auf 
ihre Urteile berücksichtigen zu müssen – so geschehen bei der Verhandlung über den Eu-
ropäischen Stabilitätsmechanismus (ESM ) (FAZ vom 11.07.2012) – dann wird deutlich, 
wie weit die Logiken der Mediendemokratie  in den konstitutionellen Regierungsprozess 
hineinwirken. 

Dass den Beiträgen dieses Bandes übergeordnete Erkenntnisinteresse zielt dement-
sprechend auf die Folgen der genannten Herausforderungen für die Steuerungsfähigkeit  
von Regierungssystemen  sowie für jene individuellen und kollektiven Akteure, die so-
wohl konstitutionell als auch in den Erwartungen der Regierten die Verantwortung für 
die Durchsetzung und die Folgen gesellschaft lich verbindlicher Entscheidungen tragen. 
Allen Krisenphänomenen zum Trotz sind nach wie vor Regierungen, Parlamente  und 
Parteien  die Hauptlastträger demokratischer Willensbildung. 

Die dritte Zuspitzung in der Konzeption dieses Handbuchs betrifft   die Darstellung 
der Gegenstände und Untersuchungsfelder der Regierungsforschung . Wir haben uns be-
wusst gegen eine Systematisierung entlang der drei Dimensionen der Politik oder entlang 
der Elemente eines politischen Systems  entschieden. Stattdessen wird die Darstellung 
nach Untersuchungsebenen erfolgen: Von den Forschungsgegenständen auf der Makroe-
bene politischer Systeme über Institutionen und Organisationen  des Regierungshandelns 
auf der Mesoebene bis zum Regieren als individuellem Handeln auf der Mikroebene. Ins-
besondere die Policy -Analyse hat gezeigt, wie eng polity , politics  und policy miteinander 
verschränkt sind und dass ihr Verhältnis keineswegs als Einbahnstraße von unabhängi-
gen zu abhängigen Variablen beschrieben werden kann (Blum/Schubert 2011: 33ff .). Die 
Wechselwirkungen zwischen den drei Dimensionen manifestieren sich sowohl in den 
Funktionsweisen von Regierungssystemen  (bzw. politischen Systemen) als auch in den 
Interaktionen und Organisationswirklichkeiten kollektiver Akteure. Und auch bei der 
Analyse individueller Akteure sind institutionelle Handlungskorridore, Sachfragen und 
Handlungsmuster gleichermaßen von Bedeutung. Die Strukturelemente politischer Sys-
teme wiederum entfalten ihre Wirkung nicht nur auf der gesellschaft lichen Ebene (z. B. 
das Parteiensystem ), sondern lassen sich auch in ihrer Bedeutung für Organisationen (z. 
B. Koalitionsbildung) und für individuelle Akteure (z. B. Führungsstile  von Parteivorsit-
zenden) analysieren. Die Unterschiede liegen – neben den Reduktionsniveaus und empi-
rischen Reichweiten (Schimank 2002) – in der Art der Fragen, den erklärungsbedürft igen 
Phänomenen und Einzelaspekten, die das jeweilige Forschungsinteresse leiten. 

Teil I: Herausforderungen des Regierens und der Regierungsforschung 
Die Beiträge im ersten Kapitel dieses Handbuchs werden sowohl die Entwicklungstrends 
des Regierens als auch die daraus folgenden Perspektiven für die Regierungsforschung  
diskutieren. Ihre Th emen reichen von den neuen Herausforderungen für die Steuerungs-
fähigkeit  demokratischen Regierens bis zu den normativen  und empirischen Potenzialen 
der Regierungsforschung.
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Teil II: Die Makroebene: Regieren als Systemperformanz
Mit der Makroebene leitet das Handbuch zu den einzelnen Gegenstandsbreichen der Re-
gierungsforschung  über und legt den Schwerpunkt nun auf die Empirie modernen Regie-
rens. Auf der Makroebene werden generelle Funktionsweisen und das Zusammenwirken 
politischer Systemelemente analysiert: Regierungssysteme , Wohlfahrtsregime  und Fö-
deralismus  sowie Politische Kultur , Parteien - und Mediensysteme. Untersuchungen auf 
dieser Ebene nehmen einen sehr breiten Blickwinkel auf das Regieren ein. Ihr Interesse 
gilt der Generalisierung relativ stabiler Strukturmerkmale politischer Systeme sowie der 
Identifi zierung von gesellschaft lichen bzw. nationalstaatlichen  Politikstilen bei der Bear-
beitung gesamtgesellschaft licher Interessenkonfl ikte.

Teil III: Die Mesoebene: Regieren als Organisation  und kollektive Interaktion
Auf der Mesoebene wird Regieren als Organisationsstruktur und als Organisationshan-
deln untersucht (Florack/Grunden 2011). Im Vergleich zur Makroebene wird der Blick-
winkel kleiner, die Tiefenschärfe aber größer. Die Regierungsforschung  richtet ihren 
Fokus auf die Strukturen und Binnenprozesse in einzelnen Verfassungsorganen (insbe-
sondere der Regierung) und anderen kollektiven Akteuren, die Einfl uss auf den kons-
titutionellen Entscheidungsprozess ausüben. Die Forschung fragt zum einen nach den 
organisatorischen und prozeduralen Voraussetzungen ihrer Handlungs- und Strategie-
fähigkeit . Zum anderen rücken die Interaktionen zwischen kollektiven Akteuren in den 
Mittelpunkt. Untersucht werden beispielsweise Konfl iktregulierungsmuster zwischen 
Koalitionsparteien  , Handlungsstrategien in der Mediendemokratie  und im Parteienwett-
bewerb  oder Verhandlungsstrategien  einer Regierung in der föderalen  Mehrebenenver-
fl echtung oder in horizontalen Governance-Strukturen .

Teil IV: Die Mikroebene: Regieren als individuelles Handeln
Studien auf der Mikroebene konzipieren Regieren als praktische Tätigkeit individueller 
Akteure und fragen nach den Handlungsspielräumen und -strategien der individuel-
len Repräsentanten kollektiver Akteure. Ihr Ziel ist zum Beispiel die Identifi kation (be-
grenzt) generalisierbarer Handlungsmuster und politischer Praktiken , die sich zu Füh-
rungsstilen von Kanzlern  oder Parteivorsitzenden verdichten. Ihr Gegenstand ist aber 
auch das individuelle, gleichwohl kollektiv geteilte Handlungswissen, über das Politiker 
verfügen müssen, um beispielsweise mediale Präsenz zu erlangen oder Unterstützung in 
der eigenen Fraktion  zu mobilisieren. Schließlich sucht die Regierungsforschung  auf der 
Mikroebene auch nach dem Punkt, ab dem institutionelle oder strukturelle Erklärungen 
nicht mehr ausreichen. „Ein personeller Wechsel in Führungspositionen“ kann, so Fritz 
W. Scharpf, „selbst wenn der Nachfolger derselben Partei  angehört wie sein Vorgänger, 
erhebliche Auswirkungen auf die politischen Entscheidungen und Ergebnisse haben“ 
(Scharpf 2000: 83). Hier wird nun der „personelle“ Faktor relevant und es kommt auf 
die Handlungsorientierungen und Fähigkeiten individueller Akteure an, die große Be-
deutung für Phänomene und Entwicklungen auf der Makro- und Mesoebene erlangen 
können (Korte 1998: 510f.).
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Die beiden folgenden Bemerkungen gelten zwei Bereichen, die im vorliegenden Hand-
buch zwangsläufi g nur eine untergeordnete Rolle spielen werden: Th eoretische Ansätze 
und Methoden. Die Regierungsforschung  folgt dort, wo sie sich in den Traditionslinien 
der Regierungslehre  verortet, zumeist Ansätze, die den Spielarten des Neo-Institutionalis-
mus  zugeordnet werden können (vgl. dazu grundsätzlich Helms/Jun 2004). Institutionen  
und Akteure werden, wenn auch mit unterschiedlicher Gewichtung, gleichermaßen in 
der Analyse berücksichtigt. Institutionen kann dabei sowohl der Status einer unabhän-
gigen als auch abhängigen Variable zukommen. Diese Grundannahmen, die vor allem 
in Form des akteurzentrierten Institutionalismus  weite Verbreitung gefunden haben 
(Mayntz/Scharpf 1995, Scharpf 2000), liegen auch der Mehrzahl der Beiträge dieses Ban-
des zugrunde. Gleichwohl ist der Neo-Institutionalismus keine kohärente Th eorie. Trotz 
der genannten Gemeinsamkeiten unterscheidet sich der historische bzw. akteurzentrierte 
Institutionalismus in zentralen Aspekten deutlich vom Rational Choice-  oder vom Sozio-
logischen Institutionalismus: von der Defi nition relevanter Institutionen über die kons-
tatierten Mechanismen ihrer Reproduktion und Veränderung bis hin zu den gewählten 
Untersuchungsgegenständen (Hall/Taylor 1996). Schließlich sind die Spielarten des Neo-
Institutionalismus keinesfalls die einzigen Zugänge zu den Gegenständen der Regierungs-
forschung. Die System-Th eorie konzipiert staatliche Steuerungsversuche bzw. die Interak-
tion von Staat und Gesellschaft   als Koppelung oder „Interpenetration“ gesellschaft licher 
Subsysteme auf der Makroebene (Lange/Braun 2000). Für die Fragestellungen auf der Mi-
kroebene können stärker handlungstheoretische oder verhaltenspsychologische Ansätze 
nutzbar gemacht werden. Es sei daran erinnert, dass ein sozialwissenschaft licher Ansatz 
keine Th eorie im naturwissenschaft lichen Sinne darstellt, deren Modell empirische Daten 
zu ersetzen vermag. Ein Ansatz ist vielmehr ein Zugang, 

„der unser bereits vorhandenes (wissenschaft liches und vorwissenschaft liches) Wissen  dar-
über strukturiert, was wir in dem uns interessierenden Ausschnitt der Realität zu erwarten 
haben, der die Fragen hervorhebt, die es wert sind beantwortet zu werden, der die Faktoren 
herausstellt, die wahrscheinlich ein hohes Erklärungspotenzial besitzen, und der uns auf die 
Daten hinweist, mit denen bestimmte Erklärungen belegt oder widerlegt werden können“ 
(Scharpf 2000: 64). 

Von den grundsätzlichen Glaubensfragen über das Verhältnis von System und Akteur, 
von Struktur und Individuum einmal abgesehen, sind es letztendlich die Untersuchungs-
ebenen, Gegenstände und angestrebten Reduktionsniveaus, die über die Auswahl geeig-
neter Ansätze entscheiden. 

Die Regierungsforschung  versteht sich in erster Linie als empirische Sozialwissen-
schaft   und dementsprechend sind auch ihre Methoden jene der empirischen Sozialfor-
schung, seien sie nun quantitativ oder qualitativ. Die Herausgeber dieses Handbuches 
verorten ihre eigene Forschung an der Schnittstelle zwischen Mikro- und Mesoebene. Das 
in der Forschungsgruppe Regieren und an der NRW School of Governance  der Univer-
sität Duisburg-Essen entwickelte Forschungsprogramm verfolgt die wissenschaft liche 
Rekonstruktion der „Innenansichten der Macht “. Die entstandenen Forschungen zum 
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Politikmanagement  kreisen um die Frage, wie politische Akteure ihr eigenes Handlungs-
feld wahrnehmen und interpretieren, welche Normen und Kalküle ihren Handlungen 
zugrunde liegen und welche Handlungsinstrumente und -strategien nach ihrer Erfah-
rung Erfolg versprechend sind, um bestimmte Ziele zu erreichen. Dementsprechend sind 
es vor allem die Methoden der qualitativen Sozialforschung, die in diesem Programm zur 
Anwendung kommen: Dokumenten- und Aktenanalysen, narrative und teilstandardi-
sierte Interviewtechniken, die teilnehmende Beobachtung und auch die Diskursanalyse. 
Wir gehen dabei von der Prämisse aus, dass es zur (kausalen) Erklärung des Regierungs-
handelns notwendig sein kann, die Innenansicht von handelnden Akteuren zu verstehen. 
Dort, wo mediale Inszenierungen, Wort- und Bildpolitik sowie Machtkämpfe um Nor-
men und Personen zum Gegenstand werden und generell systeminterne Handlungs- und 
Refl exionsexpertisen erhoben werden müssen, dort ist die Regierungsforschung nicht 
nur empirisch erklärende Sozialwissenschaft , sondern auch interpretierende und verste-
hende Sozial- und Geisteswissenschaft  , die Steuerungswissen generiert. 

Aus dieser verstehenden Perspektive sollen nun im zweiten Abschnitt einige Th esen und 
Überlegungen zu den neuen Herausforderungen modernen Regierens entwickelt werden. 

2 Neue Konturen des Regierens: Komplexitätseskalation und 
Risikokompetenz

Regieren erfüllt für politische Akteure seit jeher alle Kriterien von Komplexität : Vernet-
zung, Dynamik, Intransparenz und Vielzieligkeit (Funke 2004; Zürn 2011). Gerade die 
politischen Großereignisse der letzten fünf Jahre zeugen dabei von einer Komplexitätses-
kalation (Korte 2011). Sei es die amerikanische Bankenkrise, die europäische Staatsschul-
denkrise oder die Atomreaktorkatastrophe von Fukushima (Japan ). Es kam geradezu 
regelmäßig zum Triumph des Unwahrscheinlichen über das Wahrscheinliche: „Die De-
saster entwickeln ihre Wucht aus einer höchst unglaublichen, aber dennoch möglichen 
Kettenreaktion, die in der eng vernetzten Welt postwendend globale Wirkung entfaltet“ 
(Schnabel 2011). Damit soll nicht gesagt sein, das Regieren in früheren Jahrzehnten ein-
fach gewesen sei. Der Wiederaufb au des durch den Zweiten Weltkrieg zerstörten Europas, 
die Verhinderung eines Atomkrieges oder die Bewältigung der Weltwirtschaft skrisen der 
1970er Jahre waren alles andere als unterkomplexe Herausforderungen. Die neue Quali-
tät besteht zum einen in den immer kürzer werdenden Phasen von Erwartungssicherheit 
und in der Geschwindigkeit, in der angesammelte Erfahrungen ihren Nutzen für gegen-
wärtige Krisen verlieren. Politische Akteure gleichen mehr denn je einem 

„Schachspieler, der mit einem Schachspiel spielen muss, welches sehr viele (...) Figuren auf-
weist, die mit Gummifäden aneinander hängen, sodass er es ihm unmöglich ist nur eine 
Figur zu bewegen. Außerdem bewegen sich seine und des Gegners Figuren auch von allein, 
nach Regeln, die er nicht kennt oder über die er falsche Annahmen hat. Und obendrein 
befi ndet sich ein Teil der eigenen und der fremden Figuren im Nebel und ist nicht oder nur 
ungenau zu erkennen“ (Dörner 2003: 66). 
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Für politische Spitzenakteure kommen in der Folge Entscheidungen als purer „Stress-
test“ daher. Ohne Risikokompetenz droht den Akteuren das politische Aus. Wie könnte 
so eine Risikokompetenz, als Teil der Regierungsforschung , aussehen? 

Der ehemalige Bundesfi nanzminister Peer Steinbrück (SPD ) formulierte in einem 
Spiegel-Interview: „Ich bemühe mich um Rationalität . Tue nur das, von dem du über-
zeugt bist! Politische Verantwortung heißt, bei Unsicherheiten und unvollständigen In-
formationen  Entscheidungen zu treff en. Das unterscheidet Politiker von Wissenschaft -
lern und Kommentatoren“ (Der Spiegel vom 01.12.2008, S. 38). Das Versprechen, sich zu 
bemühen verrät das strategische Dilemma eines jeden Entscheiders: nämlich Entschei-
dungen unter den Bedingungen von großen Informationsdefi ziten treff en zu müssen. 
Steinbrücks Formulierungen deuten die Richtung eines neuen Steuerungsverständnisses 
an. Eine Regierung kann sich auch in Zeiten immer kürzer werdender Phasen von Er-
wartungssicherheit durchaus strategische Potenziale erarbeiten und erhalten – und zwar 
auch jenseits von Inkrementalismus.1 Risikokompetenz ist das auszubauende Potenzial 
(Korte 2011; Schimank 2011).2 

2.1 Wissen  und Nichtwissen 

Da ist zuerst die Ressource Wissen , die für den politischen Akteur strukturbedingt an 
Qualität verloren hat. Wissen ist Macht . An der systemtheoretischen  Unterscheidung 
dieses Grundkonfl ikts zwischen Wissen und Macht hat sich wenig geändert. Das Di-
lemma zwischen einer sachlich gebotenen und demokratisch legitimierten  Entschei-
dung ist nicht aufl ösbar (Weingart 2006: 36). Doch Wissen bedeutet unter den neuen 
Bedingungen des Risikos in einer „Entscheidungsgesellschaft “ (Schimank 2005) immer 
weniger Macht. Dabei ist nicht in erster Linie an systematisches Wissen gedacht, das 
Wissenschaft  und wissenschaft liche Politikberatung  idealerweise der Politik zur Verfü-
gung stellen. Dieses wissenschaft liche Wissen nimmt nicht ab, aber es erreicht keines-
wegs in ausreichender Intensität den Entscheidungsakteur (grundsätzlich Falk u. a. 2006; 
vgl. auch Hebestreit 2012). Machtrelevanter wird für den Politiker hingegen, wie er mit 
dem proportional wachsenden Nichtwissen  verfährt. Der Umgang mit Nichtwissen und 
Nichtwissenskulturen wird für den Politiker zur Macht- und Legitimationsressource  bei 
politischen Entscheidungen (Böschen u. a. 2008).

Die empirische Bedeutung von Nichtwissen  wird seit mehreren Jahrzehnten in der 
Umwelt- und Risikopolitik konstatiert (Mainzer 2008: 31). Sozialwissenschaft lich re-
levant werden jedoch heute Entscheidungsprozesse unter Nichtwissensbedingungen 
(Wehling 2007: 221ff .).3 Denn wenn Wissen  nicht mehr Macht  für den Politiker bedeutet, 

1 Dazu hat sich bereits 1959 Charles Lindblom mit seinem Diktum von Public Policy  als Kunst 
des Durchwurstelns (muddling through) maßgeblich geäußert (Lindblom 1959).

2 Weiterführend und vertiefend zu diesem Grundgedanken vgl. Grunden/Korte (2012b: 13ff.).
3 Grundsätzlich zum politischen Entscheiden unter den neuen Bedingungen von Kontingenz  

finden sich Vergleiche im Hinblick auf Policy -Analysen bei Rüb (2008); außerdem im Hinblick 
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dann kann der Umgang mit Nichtwissen zur neuen Machtquelle werden. Entscheidungen 
unter Nichtwissensbedingungen könnten ihre Legitimität  und ihre Robustheit dadurch 
erlangen, dass systematisch die Pluralität von Nichtwissenskulturen einbezogen wird 
(Martinsen 2006). Eine sogenannte „Gestaltungsöff entlichkeit“, die neue Formate der 
Aushandlung, Teilhabe und Partizipation  mit sich bringt, könnte der Politiker als Kom-
pensation nutzen. Zum Komplex „Wissen ist Macht“ gehört somit auch der Umgang mit 
Nichtwissenskulturen. 

Abstrakt kann man sich das permanent ablaufende Informationsmanagement als Teil 
des Steuerungsprozesses in einem dreistufi gen Kontext vorstellen:

• Informations- und Ideengewinnung (Problemdefi nition, Risikoeinschätzung, Lageana-
lyse),

• Informations- und Ideenauswertung bzw. -verarbeitung (wie kommuniziere ich wann 
 welches Problem?) und

• Informationsinterpretation (Zuweisung der Information  durch die Suche nach Sach- 
und Machtkoalitionen auch unter den Bedingungen von Nichtwissen ).

Letztlich folgt dieses abstrakte organisationslogische Modell weitgehend einem linearen 
Entscheidungshandeln (Nullmeier 2010: 263ff .). Doch die politische Realität ist immer 
mehr von nichtlinearen Dynamiken gekennzeichnet. Zu den Konturen des Neuen im 
Politikmanagement  gehört deshalb nicht nur die Zentralität von Nichtwissen  – die Wis-
sen  als Machtquelle relativiert –, sondern auch die Bedeutungskraft  von „Irrationalität“.

2.2 Irrationalität und Heuristiken 

Psychologen sind sich einig, dass Entscheidungen nicht besser werden, wenn mehr In-
formationen  vorliegen. Einfache Faustregeln (Heuristiken ) können erfolgreicher sein als 
aufwendige Analysen (Gigerenzer 2009; Gigerenzer/Brighton 2009). Besonders erforscht 
sind die Wiedererkennungsheuristiken und die „Machen-was-die-Mehrheit-macht-Heu-
ristik“. Zudem zeigt sich, dass Experten häufi g für ihre Entscheidungen nicht mehr, son-
dern eher weniger Informationen als Laien nutzen. Profi s erkennen schneller, was wichtig 
ist (Dieckmann/Martigon 2004). Der bewusste Umgang, die kalkulierte Einbeziehung 
von Heuristiken in das Entscheidungsmanagement könnte eine Antwort auf gestiegene 
Komplexitätsformate sein. Die Illusion der Gewissheit empfi ndet der Entscheider – folgt 
man der Logik dieses Ansatzes – nicht als Mangel, sondern als strategische Stärke. Ir-
rationalität und Heuristiken sind Auswege für individuelle, korporative und kollektive 
Akteure beim politischen Entscheiden. Trotz Komplexität  und Nichtwissen  zeigen diese 
Mechanismen, wie Akteure Rationalitätsansprüchen gerecht werden können. Um mit 

auf eine daraus abzuleitende Wissenspolitologie bereits bei Nullmeier (1993).
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wachsenden Entscheidungszumutungen zurechtzukommen, sind traditionelle Routinen 
und Regelentscheidungen eher Sackgassen.

2.3 Zeit und Geschwindigkeit

Die neue Qualität des Entscheidens unter komplexen Risikobedingungen hängt auch mit 
dem Th ema der Zeit unmittelbar zusammen. Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU ) 
formulierte die Zeitbedingungen für Regierungshandeln folgendermaßen: „Das Amt des 
Bundeskanzlers  verlangt eine unglaubliche Komplexität  von Entscheidungen und Ein-
schätzungen pro Zeiteinheit“ (FAZ vom 22.11.2005). Der Rohstoff  „Zeit“ ist elementar 
für jede Strategie.  Zeitarmut ist eine wichtige Einschränkung von Strategiefähigkeit  und 
Entscheidungsfi ndung. Politische Planung und Strategiebildung setzen die Antizipation 
von Zeitstrukturen und zeitlichen Dynamiken voraus (Riescher 1994). Zeitstrukturen 
sind wiederkehrende, zum Teil rechtlich fi xierte Handlungsgelegenheiten und Entschei-
dungssituationen, beispielsweise Legislaturperioden , Wahlkampfphasen, parlamentari-
sche Entscheidungsverfahren, Regierungserklärungen, Parteitage  etc. Zeitliche Dyna-
miken vergrößern oder verkleinern die Handlungskorridore einer Regierung. Abhängig 
von medialen Th emenkonjunkturen, der Meinungsbildung in Partei  und Koalition  oder 
dem Problemdruck auf einem Politikfeld  öff nen oder verschließen sich „Gelegenheits-
fenster“: Entscheidungsprozesse beschleunigen oder verlangsamen sich, demoskopische  
Zustimmungswerte sinken oder steigen, die Folgebereitschaft  in Partei und Parlament  
wird stärker oder schwächer. Die Antizipation von zeitlichen Dynamiken ist für die er-
folgreiche Kommunikation  und Durchsetzung der Regierungspolitik von großer Bedeu-
tung. Das gilt für Zeitpunkte, von denen an bestimmte Probleme und Th emen relevant 
werden. Zeitstrukturen und zeitliche Dynamiken eröff nen ferner Gelegenheitsfenster für 
die Verankerung eigener Agenden im öff entlichen Bewusstsein oder für die Initiierung 
und beschleunigte Verabschiedung von Gesetzgebungsprojekten. 

Politik hat immer weniger Zeit, um Entscheidungen mit immer längerer Wirkungszeit 
und Implementationsphasen zu treff en, was man als „Gegenwartsschrumpfung“ (Lübbe 
1996: 12ff .) bezeichnen kann.4 Hartmut Rosa (2005) konnte zeigen, wie solche Desyn-
chronisationen entstehen und welche Probleme daraus für die Politik entstehen. Denn 
die „Eigenzeiten“ der Politik mit mannigfachen institutionalisierten Zeitstrukturen der 
politischen Willensbildung, Entscheidungsfi ndung und Entscheidungsimplementierung 
passen nicht mehr zu den Rhythmen, zum Tempo der sozialen Entwicklungen anderer 
Bereiche. Politik ist nicht mehr Schrittmacher sozialer Entwicklungen, sondern reagiert 
auf die Vorgaben der schnelleren Systeme. Strategien  des muddling through, die sich an 
den Vordringlichkeiten des Befristeten orientieren, treten an die Stelle gesellschaft sge-
stalterischer politischer Strategien (Rosa 2005: 417).

4 Manchmal – wie unmittelbar nach der Atomkatastrophe von Fukushima – verkürzt die Politik 
auch eigenmächtig die Zeitkorridore, um entscheidungsfähig zu bleiben.
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Demokratische Politik ist grundsätzlich nur beschränkt beschleunigungsfähig. Die 
Zeitkrise des Politischen führt nicht nur konsequenterweise seit einigen Jahren zur Rück-
nahme des Gestaltungsanspruchs der Politik – auch, weil sich alle anderen Lebensberei-
che im Vergleich zu den Rhythmen der Legislaturperiode  und des parlamentarischen 
Entscheidens beschleunigt haben. Nach den Erfahrungen mit den sogenannten „Wut-
bürgern“ von 2010 hat die Zeitkrise darüber hinaus auch Konsequenzen, die zu einem 
zugespitzten Dualismus führen : repräsentative oder direkte Demokratie , Beratung oder 
Entscheidung, Mehrheitsregel oder partikulares Betroff enheitsprinzip. Eine der entschei-
denden Fragen sowohl der Politik als auch der Politikwissenschaft   wird sein, ob es durch 
institutionelle Reformen möglich sein wird, politische Entscheidungsprozesse zu ent-
schleunigen. 

2.4 Fazit der neuen Konturen

Wenn Risiko zum Regelfall bei politischen Entscheidungen wird, hat dies Konsequenzen 
für den Modus des demokratischen Entscheidens. Gleichermaßen kann auch eine Trans-
formation der Regierungsforschung  zu neuen Th emen und Herausforderungen beobach-
tet werden. Die nachfolgenden Beiträge unterstreichen den Wandel. In Zeiten des Gewiss-
heitsschwundes wachsen die Entscheidungszumutungen für den politischen Akteur, aber 
auch für die Regierungsformation insgesamt. Die neue formative Phase des politischen 
Entscheidens steht unter dem permanenten Druck wachsender Komplexität , zunehmen-
der Unsicherheit , potenziell steigendem Nichtwissen , dynamischen Zeitbeschleunigun-
gen und exponentiellen Risikoerwartungen. Strategische Auswege für den Umgang mit 
den Entscheidungszumutungen bieten die skizzierten Komponenten einer politischen 
Risikokompetenz. Aus diesem Ursachenbündel sind einige sozialwissenschaft lich ab-
geleitete Handlungsempfehlungen generiert worden, die Bausteine einer Risikokompe-
tenz sein können: Strategiefähigkeit  der Akteure, überzeugend erklären, Kipp-Punkte 
des Entscheidens suchen, die Qualität der Entscheidung anreichern, robuste Parteien  als 
Mittler von Komplexitäts-Entscheidungen. Die Resonanz auf die Unaufh örlichkeit von 
Entscheidungen mit Risikokompetenz eröff net ein weiteres Aufgabenspektrum der mo-
dernen Regierungsforschung. Die Beiträge des Buches strukturieren auch diese neuen 
Herausforderungen.
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